
 

VERWALTUNGSGERICHT POTSDAM 

BESCHLUSS 

3 L 172/08 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren  

des minderjährigen Kindes  

Antragstellerin, 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte  

gegen 

die Oberbürgermeisterin der Stadt Brandenburg an der Havel, Fachbereich I, Altstädtischer 
Markt 10, 14770 Brandenburg an der Havel, Az.:  

Antragsgegnerin, 

wegen Sicherstellung eines Passes 

hier: vorläufiger Rechtsschutz 

hat die 3. Kammer des Verwaltungsgerichts Potsdam 
 
am 31. Juli 2008 
 
durch  
die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht Vondenhof, 
die Richterin am Verwaltungsgericht Tänzer und 
die Richterin am Verwaltungsgericht Fischer 
 
b e s c h l o s s e n : 
 
 1. Der Antrag wird abgelehnt.  
 
  Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens. 
 
 
 2. Der Streitwert wird auf  2.500,00 Euro festgesetzt.  
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Gründe: 

 

Der Antrag der Antragstellerin,  

 

die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs vom 4. April 2008 gegen die Ordnungs-

verfügung der Antragsgegnerin vom 31. März 2008 anzuordnen,  

 

ist zulässig, aber nicht begründet. 

 

Im Rahmen der nach § 80 Abs. 5 VwGO vorzunehmenden Interessenabwägung zwischen 

dem öffentlichen Interesse an der sofortigen Vollziehung der angefochtenen Ordnungsverfü-

gung und dem Interesse der Antragstellerin an einem einstweiligen Aufschub der Vollziehung 

überwiegt das öffentliche Vollzugsinteresse. Nach der im vorliegenden einstweiligen Rechts-

schutzverfahren gebotenen und nur möglichen summarischen Prüfung stellt sich die Ord-

nungsverfügung vom 31. März 2008 als rechtmäßig dar.  

 

Die Sicherstellung des Kinderreisepasses, aus der auch die Verpflichtung zur Abgabe folgt 

(vgl. Ziff. 1 der Ordnungsverfügung vom 31. März 2008), ist aller Voraussicht nach im Er-

gebnis gerechtfertigt.  

 

Es kann offen bleiben, ob die Sicherstellung auf § 13 Abs. 1 Ziff. 1 PassG oder auf § 13 

Abs. 1 Ziff. 3 PassG gestützt werden kann. Die nach beiden Vorschriften erforderlichen Vor-

aussetzungen dürften hier erfüllt sein.  

 

Nach § 13 Abs. 1 Ziff. 1 PassG setzt die Sicherstellung eines Passes voraus, dass eine Person 

ihn unberechtigt besitzt. Die Antragstellerin ist aller Voraussicht nach nicht zum Besitz des 

unter dem 18. Dezember 2007 ausgestellten Kinderreisepasses, der als Pass im Sinne des 

Passgesetzes gilt (vgl. § 1 Abs. 2 Ziff. 2 PassG), berechtigt, weil sie nicht deutsche Staatsan-

gehörige ist. Sie hat die deutsche Staatsangehörigkeit nicht durch die Geburt im Inland erwor-

ben. Damit dürften zugleich auch die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 Ziff. 3 PassG erfüllt 

sein. Danach kann ein Pass sichergestellt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass ein Einziehungsgrund vorliegt. Hier besteht Anlass für die Annahme, dass der Einzie-

hungsgrund nach § 12 Abs. 1 PassG i.V.m. § 11 Ziff. 2 PassG deshalb vorliegt, weil die Ein-
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tragung „Staatsangehörigkeit: deutsch“ unzutreffend und der Kinderreisepass demnach ungül-

tig sein dürfte.  

 

Die Antragstellerin hat die deutsche Staatsangehörigkeit nach der im Zeitpunkt ihrer Geburt 

am 13. September 2002 geltenden Vorschrift des § 4 Abs. 1 Satz 1 Staatsangehörigkeitsgesetz 

(StAG vom 22. Juli 1913, RGBl. S. 583 i.d.F. v. 15. Juli 1999, BGBl. I S. 1618) aller Voraus-

sicht nach nicht erworben, weil es an der Voraussetzung fehlt, dass ein Elternteil die deutsche 

Staatsangehörigkeit besitzt. Die Mutter der Antragstellerin ist polnische Staatsangehörige. 

Der deutsche Staatsangehörige S.T. , der mit der Mutter der Antragstellerin zum Zeitpunkt der 

Geburt verheiratet war, ist nicht Elternteil i.S.d. § 4 Abs. 1 Satz 1 StAG. Nicht Herr T. , son-

dern der albanische Staatsangehörige D. K. ist der Vater der Antragstellerin. Dies hat das 

Amtsgericht Brandenburg a.d.H. durch Urteil vom 21. Juni 2006, ergänzt durch Beschluss 

vom 2. August 2006 – 41/06 – festgestellt. Das Urteil ist – soweit ersichtlich – rechtskräftig 

geworden. Die Bestimmung des § 1592 Nr. 1 BGB, wonach Vater eines Kindes der Mann ist, 

der zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter des Kindes verheiratet ist, gilt gem. § 1599 Abs. 

1 BGB nicht, wenn auf Grund einer Anfechtung rechtskräftig festgestellt ist, dass der Mann 

nicht der Vater ist. Das Kindschaftsverhältnis zum Vater entfällt bei einer erfolgreichen An-

fechtung der Vaterschaft nach allgemeiner Ansicht mit Rückwirkung auf den Tag der Geburt 

des Kindes (vgl. VG Frankfurt, Beschluss vom 25.2.2005 –1 G 457/05 – zit. nach juris 

m.w.N.). Die Rückwirkung hat zur Folge, dass die Erwerbsvoraussetzungen des § 4 Abs. 1 

Satz 1 StAG für die Antragstellerin schon im Zeitpunkt ihrer Geburt nicht vorgelegen haben. 

Hierin liegt keine Verletzung von Art. 16 Abs. 1 Satz 1 GG, wonach die deutsche Staatsange-

hörigkeit nicht entzogen werden darf. Zwar führt die erfolgreiche Vaterschaftsanfechtung zu 

einem Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit, der an Art. 16 Abs. 1 GG zu messen ist 

(vgl. BVerfG, Beschluss vom 24.10.2006 – 2 BvR 696/04 – zit. nach juris). Der Staatsange-

hörigkeitsverlust, von dem ein Kind auf Grund einer gerichtlichen Feststellung des Nichtbe-

stehens der Vaterschaft des (früheren) Ehemannes der Mutter betroffen ist, stellt eine Entzie-

hung der deutschen Staatsangehörigkeit i.S.d. Art. 16 Abs. 1 Satz 1 GG jedenfalls dann nicht 

dar, wenn das betroffene Kind sich in einem Alter befindet, in dem Kinder üblicherweise ein 

eigenes Vertrauen auf den Bestand ihrer Staatsangehörigkeit noch nicht entwickelt haben 

(vgl. BVerfG, a.a.O.). Hiervon ist im vorliegenden Fall auszugehen. Zum Zeitpunkt der ge-

richtlichen Feststellung des Nichtbestehens der Vaterschaft war die Antragstellerin 3 Jahre alt 

und damit in einem Alter, in dem Kinder normalerweise noch kein eigenes Bewusstsein ihrer 

Staatsangehörigkeit und kein eigenes Vertrauen auf deren Bestand entwickelt haben.  
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Nach den dem Gericht zur Verfügung stehenden Erkenntnissen dürfte die Antragstellerin die 

deutsche Staatsangehörigkeit auch nicht nach § 4 Abs. 3 Satz 1 StAG erworben haben. Da-

nach erwirbt ein Kind ausländischer Eltern durch die Geburt im Inland die deutsche Staatsan-

gehörigkeit, wenn ein Elternteil 1. seit 8 Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt 

im Inland hat und 2. eine Aufenthaltsberechtigung oder seit 3 Jahren eine unbefristete Auf-

enthaltserlaubnis besitzt. Diese Voraussetzungen dürften nach den vorliegenden Erkenntnis-

sen hier nicht erfüllt sein. Die Mutter der Antragstellerin ist erst am 30. August 1996 in das 

Bundesgebiet eingereist und hielt sich vom 1. Januar bis 1. Oktober 1999 im Ausland auf. Der 

in erster Linie hier als Bezugsperson in Betracht kommende Vater der Antragstellerin hatte im 

Zeitpunkt der Geburt der Antragstellerin zwar seit mehr als 8 Jahren seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt im Bundesgebiet. Dieser Aufenthalt war jedoch nicht rechtmäßig. Zwar wird ein 

besonderer Aufenthaltstitel, etwa in Gestalt einer Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsbe-

rechtigung nicht für die Gesamtdauer der 8 Jahre verlangt; vielmehr zählen die Zeiten des 

Besitzes einer Aufenthaltsbefugnis sowie einer Aufenthaltsgestattung in gleicher Weise (vgl. 

Hailbronner/Renner, Staatsangehörigkeitsrecht, 4. Aufl., § 4 Rdnr. 76). Der Aufenthalt von 

Asylbewerbern ist von Rechts wegen jedoch nur bei späterer Asylanerkennung in die Berech-

nung einzubeziehen (§ 55 Abs. 3 AsylVfG). Eine Duldung genügt nicht, weil sie die Ausrei-

sepflicht und damit die Unrechtmäßigkeit des Aufenthalts nicht beendet, sondern sie gerade 

voraussetzt (vgl. Hailbronner/Renner, a.a.O.). Auf der Grundlage dieser Maßstäbe und der 

Angaben der Antragsgegnerin, denen die Antragstellerin nicht entgegengetreten ist, kann 

nicht von einem 8 Jahre andauernden rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt des Vaters der 

Antragstellerin im Inland ausgegangen werden. Insoweit hat die Antragsgegnerin mitgeteilt, 

dass der Vater der Antragstellerin am 15. Dezember 1992 als Asylbewerber in das Bundesge-

biet eingereist sei. Der Asylantrag sei abgelehnt worden, die Klage sei am 28. Juli 1994 ab-

gewiesen worden. Auch ein Folgeantrag sei am 6. Juni 1995 durch das seinerzeit zuständige 

Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge abgelehnt worden. In der Zeit vom 

8. April 1993 bis 29. Mai 1995 sei der Vater der Antragstellerin im Besitz einer Aufenthalts-

gestattung, anschließend – nach Abschluss des Asylverfahrens – im Besitz einer Duldung 

gewesen. Erst nach Eheschließung mit einer deutschen Staatsangehörigen am 15. August 

1996 sei dem Vater der Antragstellerin am 22. August 1996 (erstmals) ein Aufenthaltstitel 

erteilt worden. Demnach begründete erst der im Jahre 1996 erworbene Aufenthaltstitel für den 

Vater der Antragstellerin einen rechtmäßigen Aufenthalt im Sinne des § 4 Abs. 3 Ziff. 1 
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StAG. Zum Zeitpunkt der Geburt der Antragstellerin hielt sich der Vater der Antragstellerin 

lediglich mehr als 5 Jahre rechtmäßig  im Inland auf.  

 

Die Antragsgegnerin dürfte auch das ihr im Rahmen der Entscheidung nach § 13 Abs. 1 

PassG zustehende Ermessen erkannt haben. Auf Seite 2 der Ordnungsverfügung vom 

31. März 2008 setzt sich die Antragsgegnerin mit den Argumenten der Antragstellerin, die 

einer Herausgabe des Kinderreisepasses entgegenstehen könnten, jedenfalls ansatzweise aus-

einander und hält im Ergebnis an der aus ihrer Sicht gebotenen Sicherstellung des Reisepasses 

fest. Eine Ergänzung der die Ermessensentscheidung tragenden Begründung kann gegebenen-

falls auch noch im Widerspruchsverfahren erfolgen (vgl. § 45 Abs. 1 Ziff. 2 i.V.m. Abs. 2 

VwVfGBbg). 

 

Die Zwangsgeldandrohung ist auf der Grundlage der §§ 17 Abs. 1 Ziff. 2, 20 und 23 

VwVGBBg gerechtfertigt.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO.  

 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf §§ 53 Abs. 3, 52 Abs. 1 GKG. Mit Rücksicht auf den 

vorläufigen Charakter des vorliegenden Verfahrens hat das Gericht die Hälfte des Auffang-

wertes in Ansatz gebracht.  

 

 
R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

 
Gegen den Beschluss steht den Beteiligten die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. Die 
Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Potsdam, Allee nach Sanssouci 6, 14471 Potsdam, inner-
halb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich einzulegen. Sie kann stattdes-
sen auch in elektronischer Form bei der elektronischen Poststelle des Verwaltungsgerichts Potsdam 
unter www.erv.brandenburg.de eingereicht werden, wenn das elektronische Dokument mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes versehen ist.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die 
Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg, Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin, schriftlich einzureichen. Sie 
muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuän-
dern oder aufzuheben ist, und sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinander setzen. Das Ober-
verwaltungsgericht prüft nur die dargelegten Gründe. 
 
Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch  Prozessbevollmächtigte  vertre-
ten lassen. Dies gilt auch für die Einlegung der  Beschwerde.  Als  Bevollmächtigte  sind  Rechts-  




